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6. Juli bis 5. August 1994

6. 7. - Jugoslawien. Die im April d. J.
eingesetzte Kontaktgruppe (zur Zusammen-
setzung vgl. „Blätter", 6/1994, S. 648 f.) legt
in Genf den Konfliktparteien einen von ihr
ausgearbeiteten Plan mit Landkarte über die
Aufteilung Bosniens vor. Danach soll die
Muslimisch-Kroatische Föderation über 51 %
des Staatsgebietes verfügen, die Serben, die
gegenwärtig 70% des Territoriums kontrol-
lieren, sollen 49% erhalten. Die Außenmini-
ster der Kontaktgruppe fordern eine Zustim-
mung der Konfliktparteien innerhalb von
zwei Wochen (bis zum 19. 7.). Der russische
Außenminister Kosyrew spricht von einem
friedlichen Ultimatum, eine Ablehnung des
Planes werde ernste Konsequenzen haben.
Während die bosnisch-kroatische Seite am
19. 7. ohne Vorbehalte zustimmt, wird die
Entschließung der „ Versammlung der Serbi-
schen Republik" in Pale (18.-19. 7.), die Ser-
benführer Karadzic am 20. 7. in Genf über-
gibt, als Ablehnung des Planes bewertet. -
Am 24. 7. unterbreitet UN-Generalsekretär
Boutros Ghali dem Sicherheitsrat seine Über-
legungen über die Zukunft der Schutztruppe
der Vereinten Nationen im ehemaligen Ju-
goslawien (UNPROFOR) und stellt verschie-
dene Optionen zur Diskussion (Text des Brie-
fes in „Dokumente zum Zeitgeschehen",
S. 1144 ff.). -Am 28. 7. verlangen die bosni-
schen Serben Korrekturen an der vorliegen-
den Landkarte sowie das volle Recht auf
Selbstbestimmung, das auch das Recht auf
einen Zusammenschluß mit dem benachbar-
ten Serbien einschließt. - Am 30. 7. beraten
die Außenminister der Kontaktgruppe in
Genf über die nächsten Schritte. Im Gespräch
ist eine Verschärfung der gegen Serbien ver-
hängten Wirtschaftssanktionen. Im Falle der
Annahme des Friedensplans wird die all-
mähliche Lockerung dieser Sanktionen in
Aussicht gestellt. Der russische Außenmini-
ster Kosyrew lehnt weitere Verhandlungen
mit Karadzic ab und reist von Genf aus direkt
nach Belgrad, um sich mit dem serbischen
Präsidenten Milosevic zu treffen. - Am 2. 8.

richtet die Führung Serbiens an die bosni-
schen Serben die dringende Aufforderung,
den internationalen Friedensplan für Bos-
nien-Herzegowina anzunehmen. - Am 3. 8.
bekräftigt die Versammlung in Pale noch-
mals ihre ablehnende Haltung zum Friedens-
plan und setzt ein Referendum für den 27.
und 28. August d. J. an; die Versammlung
werde sich am 31. August d. J. mit dem Er-
gebnis beschäftigen. -Am 4. 8. verurteilt der
serbische Präsident Milosevic in einer über
Radio Belgrad verbreiteten Erklärung den
Beschluß von Pale. Gleichzeitig gibt die Re-
gierung der „Bundesrepublik Jugoslawien "
(Serbien und Montenegro) den Abbruch der
politischen und wirtschaftlichen Beziehun-
gen zu den bosnischen Serben sowie die
Schließung der gemeinsamen Grenze be-
kannt. Ausgenommen seien nur Lieferungen
von Nahrungsmitteln, Kleidung und Medika-
menten. -Am 5. 8. bombardieren Flugzeuge
der NATO auf Anforderung des UNPRO-
FOR-Kommandos eine Stellung der bosni-
schen Serben in der „ Sperrzone " von Saraje-
wo. Die Serben hatten zuvor schwere Waffen
aus einem Depot der vereinten Nationen ab-
transportiert und einen Hubschrauber der
UN-Blauhelme abgeschossen.

- KSZE. Die Parlamentarische Versamm-
lung der Konferenz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa setzt ihre am Vortag
begonnene dritte Tagung in der österreichi-
schen Hauptstadt fort. In einer zum Abschluß
(8. 7.) verabschiedeten „Wiener Erklärung"
stellt die Versammlung „mit tiefem Bedau-
ern . . . die fortgesetzte Verletzung von
KSZE-Prinzipien und Verpflichtungen in
verschiedenen Regionen der KSZE" fest.

6.-7. 7. - Naher Osten. Der israelische
Ministerpräsident Rabin und Außenminister
Peres einigen sich mit dem PLO-Vorsitzen-
den Arafat in Paris auf die Einleitung einer
zweiten Phase für die palästinensische Teil-
autonomie. Auf einer gemeinsamen Presse-
konferenz mit Peres kündigt Arafat eine bal-
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dige Änderung der PLO-Charta durch den
Palästinensischen Nationalrat an. Die gegen
Israel gerichteten Formulierungen sollten
gestrichen werden. - Am 12. 7. trifft Arafat
aus Tunis kommend in Gaza ein, um dort sei-
nen ständigen Wohnsitz zu nehmen. Teile
der PLO verbleiben jedoch in der tunesischen
Hauptstadt. - Am 14. 7. deutet Außenmini-
ster Peres auf einer Versammlung der Arbei-
terpartei die Bereitschaft Israels an, die syri-
sche Souveränität über das gesamte Go-
langebiet anzuerkennen. Peres verweist auf
einen bisher geheimgehaltenen Kabinetts-
beschluß, dessen Durchführung einen Frie-
den mit Syrien, eine Demilitarisierung der
Golanhöhen und die Sicherstellung der Was-
serreserven voraussetze. -Am 21. 7. besucht
der amerikanische Außenminister Christo-
pher in Gaza den PLO-Vorsitzenden Arafat.
Christopher, der sich auf einer Pendelmission
zwischen Israel und Syrien befindet, konfe-
riert am 22. 7. in Damaskus mit Präsident
Asad. In Presseberichten heißt es, Syrien for-
dere von Israel zunächst eine Annullierung
des Knesset-Gesetzes vom Dezember 1981
über die Annexion des Golan. -Am 25. 7. un-
terzeichnen König Hussein von Jordanien
und der israelische Premierminister Rabin in
Washington eine Erklärung, die den seit 46
Jahren bestehenden Kriegszustand zwischen
beiden Ländern beendet (Text in „Dokumen-
te zum Zeitgeschehen", S. 1149 ff). Der ame-
rikanische Präsident Clinton unterzeichnet
das Dokument als Gastgeber und Zeuge. Die
in der „Erklärung von Washington " enthalte-
ne Formulierung, Israel respektiere „die der-
zeitige Sonderrolle des Haschemitischen Kö-
nigreichs Jordanien in den moslemischen
heiligen Stätten Jerusalems", stößt auf hefti-
ge Kritik der PLO.

7. 7. - Jemen. Truppen des Nordens er-
obern die südjemenitische Hafenstadt Aden
(vgl. „Blätter", 7/1994, S. 776). Die Führer
des Südens, unter ihnen Präsident al-Beidh,
verlassen das Land und kündigen aus dem
Exil die Fortsetzung des politischen und mili-
tärischen Kampfes gegen den Norden an. -
Am 28. 7. führen Vertreter beider Landestei-
le unter Vermittlung der Vereinten Nationen
in Genf ein Gespräch, das jedoch nach weni-
gen Stunden ergebnislos abgebrochen wird.

8. 7. - Korea. Vertreter der Demokrati-
schen Volksrepublik Korea (Nordkorea) und
der USA nehmen in Genf erneut einen Dialog

auf, in dem es vor allem um das umstrittene
Atomprogramm Nordkoreas (vgl. „Blätter",
8/1994, S. 905) sowie um die Verbesserung
der diplomatischen und wirtschaftlichen
Kontakte zwischen beiden Regierungen
geht. Nach dem Eintreffen der Nachricht vom
plötzlichen Tod des Präsidenten Kim Il Sung
am 9. 7. werden die Verhandlungen ausge-
setzt. Zu den mehrtägigen Trauerfeierlich-
keiten für das nordkoreanische Staatsober-
haupt sind ausländische Staatsgäste nicht zu-
gelassen. Anschließend heißt es in der
Hauptstadt Pjöngjang, die Führung des Lan-
des habe Kim Il Jong, der Sohn Kim Il Sungs,
übernommen. Eine offizielle Bestätigung für
diese Nachricht gibt es jedoch zunächst
nicht. Das für Ende Juli d. J. geplante Gipfel-
treffen der Präsidenten Süd- und Nordkoreas
wird abgesagt. -Am 5. 8. werden die ameri-
kanisch-nordkoreanischen Verhandlungen
in Genf fortgesetzt.

8.-9. 7. - Wirtschaftsgipfel. Die
Staats- und Regierungschefs von sieben
westlichen Industrieländern (G-7) treffen
sich auf Castel dell'Ovo in Neapel zu ihrem
20. Weltwirtschaftsgipfel. An den politischen
Gesprächen am zweiten Konferenztag nimmt
erstmals der russische Präsident Jelzin teil.

10.-12. 7. - BRD/USA. Der amerikani-
sche Präsident Clinton hält sich im Rahmen
einer Europareise in der Bundesrepublik auf.
Clinton besucht auch Berlin, wo er vor dem
Brandenburger Tor eine Rede hält (Text in
„Dokumente zum Zeitgeschehen",
S. 1152 f.).

12. 7. - Bundesverfassungsge-
richt. Der Zweite Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts bezeichnet in einem in Karls-
ruhe verkündeten Urteil die Beteiligung der
Bundeswehr an Kampfeinsätzen außerhalb
des Bundesgebietes im Rahmen eines Sy-
stems kollektiver Sicherheit gemäß Artikel
24 Absatz 2 des Grundgesetzes als zulässig.
Vorbedingung sei jedoch die vorherige „kon-
sumtive" Zustimmung des Bundestages. In-
soweit habe die Bundesregierung beim
Adria-Einsatz wie auch bei den Awacs-Flü-
gen der Bundeswehr gegen die Verfassung
verstoßen (vgl. „Dokumente zum Zeitge-
schehen", S. 1135 ff).

- UNO. Generalsekretär Boutros Ghali be-
grüßt in einer in New York verbreiteten Er-
klärung das Urteil des Bundesverfassungs-
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gerichts über die Teilnahme der Bundeswehr
an friedenserhaltenden Einsätzen der UNO.

14. 7. - Frankreich. An der jährlichen
Militärparade zum französischen National-
feiertag nimmt erstmals eine Einheit des Eu-
rokorps teil, zu der auch deutsche Soldaten
gehören. Präsident Mitterrand hatte die Ein-
ladung ausgesprochen und gegen zahlreiche
Kritiker im eigenen Land verteidigt.

15. 7.-EU. Der Europäische Rat der Staats-
und Regierungschefs nominiert auf einer
Sondersitzung unter Vorsitz von Bundes-
kanzler Kohl in Brüssel den bisherigen lu-
xemburgischen Premierminister Jacques
Santer (Christdemokrat) als neuen Kommis-
sionspräsident. Santer soll das Amt als Nach-
folger des französischen Sozialisten Jacques
Delors an der Spitze einer neuformierten
Kommission im Januar 1995 antreten. - Am
19. 7. konstituiert sich in Straßburg das neu-
gewählte Europäische Parlament (vgl. „Blät-
ter", 8/1994, S. 904 f.) und wählt den deut-
schen Sozialdemokraten Klaus Hänsch mit
365 von 542 Stimmen zu seinem Präsidenten.
Über die Zusammensetzung der einzelnen
Fraktionen werden folgende vorläufige An-
gaben gemacht: Sozialisten und Sozialdemo-
kraten 198, Europäische Volkspartei 197, Li-
berale und Demokraten 43, Bund der Verein-
ten Europäischen Linken 28, Forza Europa
27, Sammlungsbewegung der Europäischen
Demokraten 26, Grüne 23, Radikale Europäi-
sche Allianz 19, Europa der Nationen 19 Mit-
glieder; 27 Abgeordnete sind fraktionslos.
Das Parlament billigt am 21. 7. mit 260 gegen
238 Stimmen bei 23 Enthaltungen die Ernen-
nung Santers zum Kommissionspräsidenten.

19. 7. - Ukraine. Vor dem Parlament in
Kiew legt der frühere Ministerpräsident Leo-
nid Kutschma den Amtseid als neues Staats-
oberhaupt ab. Kutschma hatte bei den Wah-
len Anfang Juli d. J. erfolgreich gegen den
bisherigen Präsidenten Leonid Krawtschuk
kandidiert.

21. 7. - Sachsen-Anhalt. Der Landtag
(zur Zusammensetzung vgl. „Blätter", 8/
1994, S. 906) wählt auf seiner konstituieren-
den Sitzung in Magdeburg den SPD-Politiker
Reinhard Höppner zum neuen Ministerpräsi-
denten. Höppner erhält im dritten Wahlgang
48 von 95 gültigen Stimmen. Auf seinen Ge-
genkandidaten, den bisherigen Regierungs-
chef Christoph Bergner (CDU; vgl. „Blätter",

1/1994, S. 6), entfallen 37 Stimmen, bei 10
Enthaltungen. Ministerpräsident Höppner
steht an der Spitze einer Minderheitsregie-
rung, auf deren Bildung sich Sozialdemokra-
ten und Grüne geeinigt hatten.

22. 7. - Bundestag. Das Parlament erör-
tert auf einer Sondersitzung in Bonn die Kon-
sequenzen aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 12. d. M. und stimmt rück-
wirkend dem Bundeswehreinsatz in der
Adria und der Beteiligung an den Awacs-
Missionen zu. Für eine entsprechende von
Bundesaußenminister Kinkel eingebrachte
Regierungsvorlage votieren 424 der 488 an-
wesenden Abgeordneten, bei 48 Gegenstim-
men und 16 Enthaltungen.

24. 7.- Irland/Großbritannien. Die
der Irisch-Republikanischen Armee (IRA) na-
hestehende Partei Sinn Fein formuliert auf
einer Zusammenkunft in Letterkenny (Repu-
blik Irland) eine erste Stellungnahme zu dem
britisch-irischen Gesprächsangebot an die
Bürgerkriegsparteien vom Dezember v. J.
(vgl. „Blätter", 2/1994, S. 136). Der Parteivor-
sitzende Gerry Adams erklärt nach den Bera-
tungen der 800 Delegierten, das Angebot aus
London und Dublin sei keine tragfähige
Grundlage für eine Friedenslösung. Solange
der britische Souveränitätsanspruch auf
Nordirland fortbestehe, könne Sinn Fein der
IRA keinen Gewaltverzicht empfehlen.

31. 7.-Haiti. Der Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen ermächtigt in New York die
Mitgliedstaaten zur Bildung einer „multina-
tionalen Streitkraft unter einem einheitlichen
Kommando" und zum Einsatz „aller notwen-
digen Mittel", um „den Abzug der Militär-
machthaber in Haiti zu erleichtern ". Für die
entsprechende Resolution 940 (1994) stim-
men zwölf der 15 Ratsmitglieder bei Stim-
menthaltung von China und Brasilien; der
Ratssitz Ruandas ist wegen des Bürgerkrie-
ges vakant.

1.8.- Polen/BRD. Bundespräsident Her-
zog nimmt an den Gedenkfeiern zum 50. Jah-
restag des Warschauer Aufstandes teil und
hält am Denkmal für die Opfer eine Rede
(vgl. „Dokumente zum Zeitgeschehen",
S. 1153 f.). Die Einladung des Bundespräsi-
denten durch Präsident Walesa hatte in der
polnischen Öffentlichkeit zu einer Kontro-
verse geführt.
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